
19

Donnerstag, 21. September 2023 Basel-Stadt

Achtung!VideoüberwachteZone
Erste Bilanz zeigt: Kameras zeigen gegenDrogenhandel kaumWirkung. Das Problem verschiebt sich lediglich.

Maria-Elisa Schrade

Wer Drogen kaufen möchte,
wird im Kleinbasel schnell fün-
dig. Das ist keine Neuigkeit.
Dennoch geben die Dealer seit
einigen Monaten ganz Basel zu
reden, weil ihre zunehmende
Präsenz, gepaart mit Diebstäh-
lenundAuseinandersetzungen,
dieToleranzderQuartierbevöl-
kerung auf die Probe stellt. Zu-
mal das Sicherheitsempfinden
vielerAnwohnendennacheiner
Reihe schwerer Gewaltdelikte
anderDreirosenanlageohnehin
beschädigt ist.

Um insbesondere die ange-
spannteSituationanderDreiro-
senanlage schnell zu entschär-
fen, liessdaherdieKantonspoli-
zei Basel-Stadt Anfang August
diverseKameras zurVideoüber-
wachungdesAreals installieren.
Diese filmen rund um die Uhr,
was auf der Grünanlage und in
angrenzendenStrassenpassiert.
Mit gemischtemErfolg,wie jetzt
eine Zwischenbilanz der Kan-
tonspolizei zeigt. Zwar sinddie-
ser zufolge auf dem bewachten
Areal schwereGewaltstraftaten
zurückgegangen, dochDrogen-
handel und Kleinkriminalität
findenweiterhin statt.

Nichtallebewilligten
Kameraswurden installiert
Zwei mögliche Gründe: Einer-
seits wurden von den 16 bewil-
ligten Kameras bislang nur 12
montiert – ausRücksichtnahme
aufdiePrivatsphäre imöffentli-
chen Raum. Denn eine der ge-
plantenKameraswäredirekt auf
die Dreirosen-Buvette und das
angrenzendeRheinbordgerich-
tet.Andererseits zeigtdieStand-
ortansichtdes zurVideoüberwa-
chung erstellten Reglements,
dassderRadiusder installierten
Kameras sehr eingeschränkt ist.
Es bleiben blinde Flecken.

Dementsprechendberichtet
auch die Inhaberin der Drei-
rosen-Buvette, seit derÜberwa-
chungdesDreirosenareals hiel-
ten sich viele Dealer, die auch

selbst konsumierten, noch nä-
her an ihrerBuvette auf.DieFol-
ge seien tägliche Konflikte mit
Gästen undMitarbeitenden.

Doch nicht nur an der Drei-
rosenanlage bleiben Drogen-
handel undBeschaffungskrimi-
nalität einProblem.Anwohnen-
debeschweren sich ausserdem,
dass die Dealer und Konsumie-
renden,welche nun derDreiro-
senanlage fernblieben, stattdes-
sen verstärkt im Dreieck zwi-
schen Claraplatz, Drei-
rosenbrückeundMatthäusplatz
auftauchten. In einer Petition
mit dem Titel «Unser Quartier
dealerfrei!»heisst es:«DerDro-
genhandel imKleinbasel breitet
sich aus, überall im Quartier
wird offen gedealt.» Die Kund-
schaft komme aus der ganzen
Region. Auch der offene Kon-
sumwerde zumProblem.

Dass diese Sorgen aus der
Quartierbevölkerung nicht län-
ger ignoriert werden können,
hat auch die SP Basel-Stadt er-
kannt, die sonst wenig Affinität
zu Sicherheitspolitik aufweist.
Mahir Kabakci (SP) verlangt in
einer Interpellation, dass der
RegierungsratMassnahmener-
greift, um eine langfristige Si-
cherheitsverbesserung imunte-
renKleinbasel zuerreichen.Mi-
chela Seggiani (SP) will in einer
schriftlichen Anfrage wissen,
wiedieRegierunggedenke, prä-
ventiv und nachhaltig mit der
Drogenszene imunterenKlein-
basel umzugehen.

Wirklich fleissig ist die Bas-
ler SVP, die seit Monaten diver-
seVorstösse zur Sicherheitslage
imKleinbasel einreicht. Bislang
mit wenig Unterstützung ande-
rer Parteien. Doch das hat sich
nun geändert: Der neueste An-
zugvon JoëlThüring zumillega-
len Drogenhandel rund umKa-
serne, Erasmusplatz undClara-
platzwurde auch vonPolitikern
aus der bürgerlichen Mitte
unterschrieben und in der letz-
tenGrossratssitzungdemRegie-
rungsrat stillschweigend – also
diskussionslos – überwiesen. Die beiden Kameras filmen, verschieben aber einen Teil der Kriminalität weiter. Bild: Roland Schmid

GrosserRatwillbei
Spitalneubautenmitreden
Gesundheit Eine breit abge-
stützteMotion von SP-Grossrat
Stefan Wittlin fordert, dass In-
vestitionenderöffentlichenSpi-
täler von über 100 Millionen
Frankenkünftig vomParlament
abgesegnetwerdenmüssen.Der
Vorstoss ist eine Reaktion auf
den Abschreiber des Neubaus
des Felix Platter-Spitals von
96 Millionen Franken und den
anstehenden Bau des Campus
Gesundheit desUnispitals.

In der Debatte stellte nie-
mand die vor zehn Jahre erfolg-
teAuslagerungder öffentlichen
Spitäler infrage. Die Verselbst-
ständigung habe sich bewährt,
sagte etwa Mitte-Grossrat Bru-
no Lötscher-Steiger. Trotzdem
könne eine Überprüfung ange-
zeigt sein. Die Motion, die er
mitunterzeichnet hatte, biete
die Chance, einen gewissen
Handlungsbedarf auszuloten.

Mitunterzeichner Joël Thüring
von der SVP sagte, das Parla-
mentmüsse sichGedankenma-
chen,wieesbeiGrossinvestitio-
nen öffentlicher Spitäler einbe-
zogen werden könne. Es sei die
AufgabedesParlaments, sich zu
überlegen, ob es bei der Ausla-
gerungder Spitäler nicht gewis-
se Anpassungen brauche.

Kritische Voten kamen von
bürgerlicher Seite. Wenn es
mehrVerantwortungbei solchen
Grossprojektenbrauche, seidie-
se bei der Regierung anzusie-
deln, sagte FDP-GrossratDavid
Jenni.WürdedieVerantwortung
demGrossenRatübertragen, so
führe dies zu einer Verwässe-
rung. Regierungsrat und Spital-
leitung könnten kaummehr zur
Rechenschaft gezogenwerden.

Die Motion wurde mit
65 Ja-Stimmen deutlich über-
wiesen. (mka)

KantonkannNeubaunichtverhindern
Die Petition gegen das Bauprojekt des Bürgerspitals Basel in derMaiengasse hat es in den
GrossenRat geschafft. Nunmuss die Regierung Stellung beziehen.

Nora Bader

Das Bürgerspital Basel (BSB)
plant in der Maiengasse einen
Neubau; das Projekt «Merlin».
Dagegen regt sich seit mehre-
ren Jahren aktiver Widerstand
aus demQuartier. Stein desAn-
stosses ist die geplante Versie-
gelung von rund 300Quadrat-
metern Naturboden. Mit der
entsprechenden Petition be-
schäftigte sich am Mittwoch
der Grosse Rat.

Was bisher geschah: Bereits
2009 liess das BSB erste Pläne
erarbeiten.Einviergeschossiges
Gebäude mit acht Wohnungen
war vorgesehen auf einer unbe-
bauten Parzelle im Gebiet Mai-
engasse -Mittlere Strasse -Frie-
densgasse. 2017 wies das Bun-

desgerichtRekursedagegenab.
Daswurdeangefochten,derBall
liegt mittlerweile beim Basler
Appellationsgericht.Dieses soll-
te bis spätestens Anfang nächs-
ten Jahres einUrteil fällen.

Der geplante mehr als 24
Meter lange viergeschossige
«Renditebau»mit einer sichtba-
ren13MeterhohenBetonbrand-
mauer würde weit über den
Blockrandhinaus indengrünen
Hinterhof ragenunddieLuftzir-
kulation innerhalb desGevierts
empfindlich beeinträchtigen,
wie Christian C. Moesch (FDP)
von der Petitionskommission
die Anliegen der Petentschaft
erläuterte. Die kühlende Wir-
kung des Grünraums nach aus-
sen ginge damit stark zurück.
Zwei geschützteBäumewürden

durchdiegeplanteVersiegelung
einzugehendrohen.Auchmüss-
te eine fünf Meter hohe Hecke
gerodetwerden, umdasBauge-
rüst zu errichten.

Die Petitionäre verlangten
nebstdemErhaltendes intakten
Grünraums in der Schutzzone
Maiengasse-Mittlere Strasse-
Friedensgasse einen Stopp der
Versiegelung von Naturböden
für Renditebauten im grünen
Hinterhofgebiet sowie den
SchutzvonBäumenundHecken
durch«unsinnigeVerdichtung».

Baueingabeerfolgtevor
demKlimakonzept
Dergrundsätzliche Interessens-
konflikt liegt zwischen der
SchaffungvonweiteremWohn-
raum indicht besiedeltemstäd-

tischen Raum und dem Einhal-
tendesbaselstädtischenKlima-
konzepts, insbesondere durch
eine öffentlich-rechtliche Insti-
tutionwie das Bürgerspital.

Die Petitionskommission
stelle fest, dass keine politische
HandhabezurVerhinderungdes
ProjektsMerlinbestehe, soMo-
esch. Dies, nachdem sie alle in-
volvierten Parteien angehört
hat. Die Kommission beantrag-
te denn dem Grossen Rat mit
6:4 Stimmen, die Petition «Er-
halt des Grünraums in der
SchutzzoneMaiengasse-Mittle-
re Strasse-Friedensgasse» an
denRegierungsrat zur Stellung-
nahme innert sechsMonatenzu
überweisen. Dem folgte der
GrosseRat sehrknappmit48:47
Stimmen, bei einer Enthaltung.

MehrLohn für
Kita-Angestellte
GrosserRat Mitarbeitendevon
kantonal subventionierten Kin-
dertagesstätten in Basel-Stadt
sollen fürs 2023 einen Teue-
rungsausgleich von 2,9 Prozent
erhalten. Dafür hat der Grosse
Ratgrossmehrheitlichund rück-
wirkend auf den 1. Januar einen
Nachtragskredit von2,25Millio-
nen Franken gesprochen. Der
Regierungsrat beantragte dazu
dem Grossen Rat, das Gesetz
betreffend Tagesbetreuung von
Kindern vom 8. Mai 2019 ent-
sprechend zu ergänzen.

«Wirbraucheneine schnelle
Lösung», sagte Erziehungsdi-
rektor Conradin Cramer in der
SitzungvomMittwoch.DasPro-
blem habe sich damals, als das
Gesetz erarbeitet wurde,
schlichtweg nicht akut gestellt,
weil damals keineTeuerungan-
stand. Die Realität sah dann al-
lerdings anders aus. (no)

Grosser Rat
Uber-Fahrzeugesollen
erkennbarwerden

Personentransport DerGrosse
Rat fordert eine gesetzliche
Grundlage, um die Kennzeich-
nung von Uber-Fahrzeugen si-
cherzustellen. FürdieÜberwei-
sung dieser Motion stimmte
eine grosse Mehrheit. Der Re-
gierungsrathatnundreiMonate
Zeit, Stellung zu beziehen. (no)

KeineNachteile für
Whistleblower

Personenschutz Der Grosse
Rat beauftragt denRegierungs-
rat, denErlass einesWhistleblo-
wing-Gesetzes zuprüfen. Innert
drei Monaten muss die Regie-
rung sich dazu äussern. (no)

Ferienbetreuung in
Tagesstrukturen

Verbundslösungen Der Grosse
Rat verlangt, dass an allen Ta-
gesstrukturen eine Ferienbe-
treuung eingeführt wird. Ver-
bundslösungen imQuartier sol-
lenmöglich sein. (bz)


